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Verfassung de$ Bunde$staat$ Baden  

  



 II 

Einleitung  und Kommentar zu dieser Verfassung de$ 

Bunde$staat$ Baden 
 

Da$ badische Volk hat mit der Fest$tellung und Erklärung der Not, 

gemäß der §§ 227, 228 und 229 BGB, am 19. Februar 2016  

beschlossen, daß über eine anschließende Notwahl am 

 28. Februar 2016 die Reorganisation de$ Bunde$staat$ Baden 

eingeleitet wird. 

Zur Einhaltung einer verfassungsmäßigen Ordnung während der 

Reorganisation eine$ Bunde$staat$ ist e$ erforderlich, eine gültige 

Verfassung al$ Grundlage zu benutzen. 

Da die – gemäß § 185 Völkerrecht (Restitution$pflicht) für die 

Wiederherstellung de$ Statu$ quo ante – vorliegende Badische 

Verfassung de$ Großherzogtum$ Baden vom 22. August 1818 bei 

Wiedereinsetzung eine größere Not verursacht hätte, wurde 

mehrheitlich beschlossen, daß die letzte völkerRecht$konforme 

Verfassung de$ Freistaat$ Preußen, vom 30. November 1920, für die 

Reorganisation de$ Bunde$staat$ Baden al$ gültige Verfassung 

während der Reorganisation gilt.  

 

Diese für den Zeitraum während der Reorganisation de$ 

Bunde$staat$ Baden gültige Verfassung wird hiermit in der 

bearbeiteten Fassung verkündet. 

 

Gleichzeitig wird bekannt gegeben, daß für den Bunde$staat Baden 

der Recht$stand 2 Tage vor Au$bruch de$ ersten Weltkriege$ 1914 

gültig und festgelegt ist. 
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Verfassung de$ Bunde$staat$ Baden 

gemäß Notwahl vom 28. Februar 2016  

 

Da$ badische Volk hat sich durch die Notwahl vom 28. Februar 

2016 für den Zeitraum während der Reorganisation de$ 

Bunde$staat$ Baden folgende Verfassung gegeben, die hiermit 

verkündet wird: 

Abschnitt I. 

 

Der Staat. 

A r t i k e l  1. 

(1) Baden ist eine Republik und Glied de$ Deutschen Reich$. 

(2) Die nach der Reich$verfassung erforderliche Zustimmung Baden$ 

zu Gebiet$änderungen erfolgt durch Gesetz. 

(3) Die Lande$farben sind gelb und rot. 

(4) Die Geschäft$- und Verhandlung$sprache im öffentlichen Dienste 

ist die deutsche Sprache. 
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Abschnitt II. 

 

Die Staat$gewalt. 

A r t i k e l  2. 

Träger der Staat$gewalt ist die Gesamtheit de$ Volke$. 

 

A r t i k e l  3. 

Da$ Volk äußert seinen Willen nach den Bestimmungen dieser 

Verfassung und der Reich$verfassung unmittelbar durch die 

Volk$abstimmung (Volk$begehren, Volk$entscheid und Volk$wahl), 

mittelbar durch die verfassungsmäßig bestellten Organe. 

A r t i k e l  4. 

(1) Stimmberechtigt sind alle über zwanzig Jahre alten 

reich$deutschen Männern und Frauen, die in Baden ihren Wohnsitz 

haben. 

(2) Da$ Stimmrecht ist allgemein und gleich und wird geheim und 

unmittelbar au$geübt. Der Tag der Stimmabgabe muß ein Sonntag 

oder ein allgemeiner Feiertag sein. 

(3) Da$ Nähere wird durch Gesetz bestimmt. 

A r t i k e l  5. 

Von der Au$übung de$ StimmRecht$ ist au$geschlossen: 
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1. wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormundschaft oder 

wegen geistiger Gebrechen unter Pflegschaft steht; 

2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzt. 

A r t i k e l  6. 

(1) Volk$begehren können darauf gerichtet werden: 

1. die Verfassung zu ändern; 

2. Gesetze zu erlassen, zu ändern oder aufzuheben; 

3. den Landtag aufzulösen. 

(2) Volk$begehren sind an da$ Staat$ministerium1 zu richten und von 

diesem unter Darlegung seiner Stellungnahme unverzüglich dem 

Landtage zu unterbreiten. Dem Volk$begehren muß in den Fällen zu 

1 und 2 ein au$gearbeiteter Gesetzentwurf zugrunde liegen. 

Volk$begehren sind nur Recht$wirksam im Falle 2, wenn sie von 

einem Zwanzigstel, in den Fällen 1 und 3, wenn sie von einem 

Fünftel der Stimmberechtigten gestellt werden. 

(3) Über Finanzfragen, Abgabengesetze und Besoldung$ordnungen ist 

ein Volk$begehren nicht zulässig. 

(4) Volk$entscheide finden auf Volk$begehren und in den sonst in der 

Verfassung vorgesehenen Fällen 

statt; sie sind nur Recht$wirksam, wenn die Mehrheit der 

Stimmberechtigten daran teilgenommen hat. 

(5) Ein Volk$entscheid findet nicht statt, wenn der Landtag dem 

Volk$begehren entsprochen hat. 

(6) Anträge, die Verfassung zu ändern oder den Landtag aufzulösen, 
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bedürfen zu ihrer Annahme der Zustimmung der Mehrheit der 

Stimmberechtigten. Sonst entscheidet die einfache Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen. Die Abstimmung kann nur 

bejahend oder verneinend sein. 

(7) Da$ Verfahren bei Volk$begehren und Volk$entscheiden wird 

durch Gesetz geregelt. 

A r t i k e l  7. 

Da$ Staat$ministerium ist die oberste vollziehende und leitende 

Behörde de$ Staate$. 

 

 

A r t i k e l  8. 

(1) Die Recht$pflege wird durch unabhängige, nur den Gesetzen 

unterworfene Gerichte au$geübt. 

(2) Die Urteile werden im Namen de$ Volke$ verkündet und 

vollstreckt. 

Abschnitt III. 

 

Der Landtag. 

A r t i k e l  9. 

(1) Der Landtag besteht au$ den Abgeordneten de$ badischen Volke$. 

Die Abgeordneten sind Vertreter de$ gesamten Volke$ und werden 
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von ihm nach den Grundsätzen der Verhältni$wahl gewählt. 

(2) Wählbar sind die Stimmberechtigten, die da$ fünfundzwanzigste 

Leben$jahr vollendet haben. 

A r t i k e l  10. 

Die Abgeordneten stimmen nach ihrer freien, nur durch die Rücksicht 

auf da$ Volk$wohl bestimmten Überzeugung; an Aufträge und 

Weisungen sind sie nicht gebunden. 

A r t i k e l  11. 

(1) Beamte, Angestellte und Arbeiter de$ Staate$ und der 

Körperschaften de$ öffentlichen Rechte$ bedürfen zur Au$übung der 

Tätigkeit al$ Abgeordnete keine$ Urlaub$. 

(2) Bewerben sie sich um einen Sitz im Landtag, so ist ihnen der zur 

Vorbereitung ihrer Wahl erforderliche Urlaub zu gewähren. 

(3) Gehalt und Lohn sind weiter zu zahlen. 

(4) Die den Religion$gesellschaften auf Grund de$ Artikel 137 der 

Reich$verfassung zustehenden Rechte werden durch die vorstehenden 

Bestimmungen nicht berührt. 

A r t i k e l  12. 

(1) Die Gültigkeit der Wahlen prüft ein beim Landtage gebildete$ 

Wahlprüfung$gericht. Diese$ entscheidet auch über die Frage, ob ein 

Abgeordneter die Mitgliedschaft verloren hat. 

(2) Da$ Wahlprüfung$gericht besteht au$ Mitgliedern de$ Landtag$, 



 VIII 

die dieser für die Wahlperiode wählt, und au$ Mitgliedern de$ 

Oberverwaltung$gericht$, die da$ Präsidium diese$ Gericht$ für 

dieselbe Zeit bestellt. 

(3) Da$ Wahlprüfung$gericht erkennt auf Grund öffentlicher 

mündlicher Verhandlungen durch drei Mitglieder de$ Landtag$ und 

zwei richterliche Mitglieder. 

(4) Außerhalb der Verhandlungen vor dem Wahlprüfung$gerichte 

wird da$ Verfahren von einem der bestellten Mitglieder de$ 

Oberverwaltung$gericht$ geführt, da$ dem demnächst erkennenden 

Gerichte nicht angehören darf. 

[Durch preußische$ Staat$gesetz vom 27.10.1924 wurden im Art. 

12 Abs. 4 die Worte ", da$ dem demnächst erkennenden Gerichte 

nicht angehören darf" gestrichen.] 

(5) Da$ Nähere wird durch Gesetz geregelt. 

A r t i k e l  13. 

Der Landtag wird auf vier Jahre gewählt. Die Neuwahl muß vor 

dem Ablaufe dieser Zeit erfolgen. 

A r t i k e l  14. 

(1) Die Auflösung de$ Landtag$ erfolgt durch eigenen Beschluß oder 

durch den Beschluß eine$ au$ dem Ministerpräsidenten und den 

Präsidenten de$ Landtag$ und de$ Staat$rat$ bestehenden 

Au$schusse$ oder durch Volk$entscheid. Der Volk$entscheid kann auch 

durch Beschluß de$ Staat$rat$ herbeigeführt werden. 
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(2) Die Auflösung de$ Landtag$ durch eigenen Beschluß bedarf der 

Zustimmung von mehr al$ der Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl. 

A r t i k e l  15. 

Nach Auflösung de$ Landtag$ muß die Neuwahl binnen sechzig 

Tagen stattfinden. 

A r t i k e l  16. 

Die Wahlperiode de$ neuen Landtag$ beginnt, falls der alte Landtag 

aufgelöst worden ist, mit dem Tage der Neuwahl, im übrigen mit dem 

Ablaufe der Wahlperiode de$ alten Landtag$. 

A r t i k e l  17. 

(1) Der Landtag versammelt sich am Sitze de$ Staat$ministerium$. 

(2) Zur ersten Tagung nach jeder Neuwahl tritt er zusammen am 

dreißigsten Tage nach Beginn der Wahlperiode, falls ihn nicht da$ 

Staat$ministerium früher beruft. 

(3) Im übrigen versammelt sich der Landtag in jedem Jahre am 

zweiten Dienstag de$ November. Der Präsident de$ Landtag$ muß 

ihn früher berufen, wenn e$ da$ Staat$ministerium oder mindesten$ 

ein Fünftel der Mitglieder de$ Landtag$ verlangt. 

(4) Der Landtag bestimmt den Schluß der Tagung und den Tag de$ 

Wiederzusammentritt$. 
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A r t i k e l  18. 

Der Landtag wählt seinen Präsidenten, dessen Stellvertreter und die 

übrigen Mitglieder seine$ Vorstande$. 

A r t i k e l  19. 

Zwischen zwei Tagungen sowie bi$ zum Zusammentritt eine$ 

neugewählten Landtag$ führen der Präsident und die stellvertretenden 

Präsidenten der letzten Tagung ihre Geschäfte fort. 

A r t i k e l  20. 

Der Präsident verwaltet die gesamten wirtschaftlichen Angelegenheiten 

de$ Landtag$ nach Maßgabe de$ Staat$hau$halt$gesetze$ mit den 

Befugnissen eine$ Staat$Minister$. Ihm steht die Dienstaufsicht über 

sämtliche Beamten und Angestellten de$ Landtag$, die Annahme und 

Entlassung der Lohnangestellten sowie im Benehmen mit dem 

Vorstande de$ Landtag$ die Ernennung und Entlassung der 

planmäßigen Beamten de$ Landtag$ zu. Er vertritt den Staat in 

allen Recht$geschäften und Recht$streitigkeiten seiner Verwaltung. Er 

übt da$ Hau$recht und die Polizeigewalt im Landtag$gebäude au$. 

A r t i k e l  21. 

(1) Der Landtag ist beschlußfähig, wenn mehr al$ die Hälfte der 

gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist. 
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(2) Für die vom Landtage vorzunehmenden Wahlen kann seine 

Geschäft$ordnung Au$nahmen zulassen. 

A r t i k e l  22. 

(1) Der Landtag faßt seine Beschlüsse mit einfacher 

Stimmenmehrheit. 

(2) Au$nahmen kann da$ Gesetz und für Wahlen die 

Geschäft$ordnung vorschreiben. 

A r t i k e l  23. 

Die Vollsitzungen de$ Landtag$ sind öffentlich. Auf Antrag von 

fünfzig Abgeordneten kann der Landtag mit Zweidrittelmehrheit die 

Öffentlichkeit für einzelne Gegenstände der Tage$ordnung 

au$schließen. Über den Antrag wird in geheimer Sitzung verhandelt. 

A r t i k e l  24. 

Der Landtag und jeder seiner Au$schüsse können die Anwesenheit jede$ 

Minister$ verlangen. Die Minister und die von ihnen bestellten 

Beauftragten haben zu den Sitzungen de$ Landtag$ und seiner 

Au$schüsse Zutritt. Sie können jederzeit, auch außerhalb der 

Tage$ordnung, da$ Wort ergreifen. Sie unterstehen der 

Ordnung$gewalt de$ Vorsitzenden. 
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A r t i k e l  25. 

(1) Der Landtag hat da$ Recht und auf Antrag von einem Fünftel 

der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder die Pflicht, 

Untersuchung$au$schüsse einzusetzen. Diese Au$schüsse erheben in 

öffentlicher Verhandlung die Beweise, die sie oder die Antragsteller 

für erforderlich erachten. Sie können mit Zweidrittelmehrheit die 

Öffentlichkeit au$schließen. Die Geschäft$ordnung regelt ihr 

Verfahren und bestimmt die Zahl ihrer Mitglieder. 

(2) Die Gerichte und Verwaltung$behörden sind verpflichtet, dem 

Ersuchen dieser Au$schüsse um Bewei$erhebungen nachzukommen; die 

Akten der Behörden sind ihnen auf Verlangen vorzulegen. 

(3) Für die Bewei$erhebungen der Au$schüsse und der von ihnen 

ersuchten Behörden gelten die Vorschriften der Strafprozeßordnung 

sinngemäß, doch bleibt da$ Brief-, Post-, Telegraphen- und 

Fernsprechgeheimni$ unberührt. 

A r t i k e l  26. 

Der Landtag bestellt einen ständigen Au$schuß zur Wahrung der 

Rechte der Volk$vertretung gegenüber dem Staat$ministerium für die 

Zeit außerhalb der Tagung und zwischen der Beendigung einer 

Wahlperiode oder der Auflösung de$ Landtag$ und dem 

Zusammentritte de$ neuen Landtag$. Dieser Au$schuß hat auch die 

Rechte eine$ Untersuchung$au$schusse$. Seine Zusammensetzung wird 

durch die Geschäft$ordnung geregelt. 



 XIII 

A r t i k e l  27. 

Der Landtag kann an ihn gerichtete Eingaben dem 

Staat$ministerium überweisen und von diesem Au$kunft über 

eingegangene Bitten und Beschwerden verlangen. 

A r t i k e l  28. 

(1) Die Mitglieder de$ Landtag$ erhalten da$ Recht zur freien Fahrt 

auf allen im Bereiche der ehemal$ preußisch-hessischen 

Eisenbahngemeinschaft belegenen deutschen Eisenbahnen und 

eine Entschädigung. Außerdem erhält der Präsident für die Dauer 

seine$ Amte$ eine Aufwand$entschädigung. 

(2) Ein Verzicht auf diese Entschädigungen ist unstatthaft. 

(3) Da$ Nähere regelt da$ Gesetz. 

A r t i k e l  29. 

(1) Der Landtag beschließt über die Gesetze nach Maßgabe dieser 

Verfassung; er genehmigt den Hau$halt$plan in Einnahme und 

Au$gabe; er stellt die Grundsätze für die Verwaltung der 

Staat$angelegenheiten auf und überwacht ihre Au$führung. 

Staat$verträge bedürfen seiner Genehmigung, wenn sie sich auf 

Gegenstände der Gesetzgebung beziehen. 

(2) Der Landtag gibt sich seine Geschäft$ordnung im Rahmen dieser 

Verfassung. 
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A r t i k e l  30. 

Ein Beschluß de$ Landtag$, die Verfassung zu ändern, ist nur gültig, 

wenn mindesten$ zwei Drittel der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend 

sind und mindesten$ zwei Drittel der Anwesenden zustimmen. 

Abschnitt IV. 

 

Der Staat$rat. 

A r t i k e l  31. 

Zur Vertretung der Provinzen2 bei der Gesetzgebung und Verwaltung 

de$ Staate$ wird ein Staat$rat gebildet. 

A r t i k e l  32. 

(1) Der Staat$rat besteht au$ Vertretern der Provinzen2. Al$ 

Provinzen2 gelten hierbei Konstanz, Freiburg, Karlsruhe und 

Mannheim 

 (2) Auf je 500.0003 Einwohner einer Provinz2 entfällt ein 

Vertreter, jedoch entsendet jede Provinz2 mindesten$ drei Vertreter in 

den Staat$rat. Ein Rest von mehr al$ 250.000 Einwohnern wird 

vollen 500.000 gleich gerechnet. 

(3) Außerdem entsenden die Hohenzollernschen Lande einen Vertreter 

(entfällt). 

(4) Die Zahl der Vertreter der Provinzen2 wird durch da$ 
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Staat$ministerium1 nach jeder allgemeinen Volk$zählung und bei 

Veränderungen de$ Gebiet$ der Provinzen2 neu festgesetzt. 

A r t i k e l  33. 

(1) Die Mitglieder de$ Staat$rat$ und ihre Stellvertreter werden 

von den Provinziallandtagen3 (in Baden gemäß den badischen 

Gesetzen, welche der Verfassung nicht entgegen stehen) gewählt. In 

den Hohenzollernschen Landen wird nach den Grundsätzen der 

Mehrheit$wahl, im übrigen nach den Grundsätzen der 

Verhältni$wahl gewählt (entfällt). Wählbar ist 

jeder Stimmberechtigte, der da$ fünfundzwanzigste Leben$jahr 

vollendet und seinen Wohnsitz ein Jahr in der Provinz2 hat. 

(2) Niemand darf gleichzeitig Mitglied de$ Landtag$ und de$ 

Staat$rat$ sein. Landtag$abgeordnete scheiden mit Annahme der 

Wahl in den Staat$rat au$ dem Landtag au$.  

 

Mitglieder de$ Staat$rat$ scheiden mit Annahme der Wahl in den 

Landtag au$ dem Staat$rat au$. 

(3) Die Mitglieder de$ Staat$rat$ üben ihr Amt bi$ zum Eintritt 

ihrer Nachfolger au$. 

(4) Die Mitglieder de$ Staat$rat$ werden unmittelbar nach der 

Neuwahl der einzelnen Provinziallandtage3 

(Stadtverordnetenversammlung, Kommunallandtage) neu gewählt. 
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A r t i k e l  34. 

Die Mitglieder de$ Staat$rat$ stimmen nach ihrer freien, nur durch 

die Rücksicht auf da$ Volk$wohl bestimmten Überzeugung; an 

Aufträge und Weisungen sind sie nicht gebunden. 

A r t i k e l  35. 

Kein Mitglied de$ Staat$rat$ darf zu irgendeiner Zeit wegen seiner 

Abstimmung oder wegen der in Au$übung seine$ Amte$ getanen 

Äußerungen gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder sonst außerhalb der 

Versammlung zur Verantwortung gezogen werden. 

A r t i k e l  36. 

(1) Beamte, Angestellte und Arbeiter de$ Staate$ und der 

Körperschaften de$ öffentlichen Rechte$ bedürfen zur Au$übung de$ 

Amte$ al$ Mitglieder de$ Staat$rat$ keine$ Urlaub$. 

(2) Gehalt und Lohn sind weiter zu zahlen. 

A r t i k e l  37. 

Der Staat$rat wählt seinen Vorsitzenden und seine Schriftführer 

sowie deren Stellvertreter und regelt seinen Geschäft$gang durch eine 

Geschäft$ordnung. 



 XVII 

A r t i k e l  38. 

(1) Zum ersten Male wird der Staat$rat vom Staat$ministerium 

einberufen. Im übrigen versammelt er sich auf Einladung seines 

Vorsitzenden, so oft die Geschäfte e$ erfordern. Der Vorsitzende hat 

den Staat$rat einzuberufen, wenn ein Fünftel seiner Mitglieder, die 

sämtlichen Vertreter einer Provinz oder da$ Staat$ministerium e$ 

verlangen. 

(2) Der Staat$rat ist beschlußfähig, wenn mehr al$ die Hälfte der 

Mitglieder anwesend ist. Bei Abstimmungen entscheidet die einfache 

Mehrheit der Abstimmenden. 

(3) Bei Beschlüssen de$ Staat$rat$ nach Artikel 14 und Artikel 42 

Abs. 1 muß die Abstimmung namentlich sein. 

A r t i k e l  39. 

(1) Die Vollsitzungen de$ Staat$rat$ sind öffentlich. Der Staat$rat 

kann mit Zweidrittelmehrheit die Öffentlichkeit für einzelne 

Gegenstände der Tage$ordnung au$schließen. Über einen Antrag, die 

Öffentlichkeit au$zuschließen, wird in geheimer Sitzung verhandelt. 

(2) Artikel 24 gilt entsprechend. 

A r t i k e l  40. 

(1) Der Staat$rat ist vom Staat$ministerium über die Führung der 

Staat$geschäfte auf dem Laufenden zu halten. 

(2) Vor Einbringung von Gesetze$vorlagen hat da$ Staat$ministerium dem 

Staat$rate Gelegenheit zur gutachtlichen Äußerung zu geben.  
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Der Staat$rat kann seine abweichende Ansicht dem Landtage schriftlich 

darlegen. 

(3) Der Staat$rat ist berechtigt, Gesetze$vorlagen durch da$ 

Staat$ministerium an den Landtag zu bringen. 

 

(4) Vor Erlaß von Au$führung$vorschriften zu Reich$- und Staat$gesetzen 

sowie vor Erlaß allgemeiner organisatorischer Anordnungen de$ 

Staat$ministerium$ ist der Staat$rat oder dessen zuständiger Au$schuß zu 

hören. 

A r t i k e l  41. 

Die Mitglieder de$ Staat$rat$ erhalten Reisekosten und 

Aufwand$entschädigung nach Maßgabe de$ Gesetze$. Ein Verzicht 

hierauf ist unstatthaft. 

A r t i k e l  42. 

(1) Gegen die vom Landtage beschlossenen Gesetze steht dem 

Staat$rate der Einspruch zu. 

(2) Der Einspruch muß innerhalb zweier Wochen nach der 

Schlußabstimmung im Landtage beim Staat$ministerium eingebracht 

und spätesten$ binnen zwei weiteren Wochen mit Gründen versehen 

sein. 

(3) Im Falle de$ Einspruch$ wird da$ Gesetz dem Landtage zur 

nochmaligen Beschlußfassung vorgelegt. Wenn der Landtag seinen 

früheren Beschluß mit Zweidrittelmehrheit erneuert, so bleibt e$ bei 
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seinem Beschlusse. Wird bei der erneuten Beschlußfassung de$ 

Landtag$ für den früheren Beschluß nur eine einfache Mehrheit 

erreicht, so ist der Beschluß hinfällig, falls er nicht durch einen vom 

Landtage herbeigeführten Volk$entscheid bestätigt wird. 

(4) Die Zustimmung de$ Staat$rat$ ist erforderlich, wenn der 

Landtag Au$gaben beschließen will, die über den vom 

Staat$ministerium vorgeschlagenen oder bewilligten Betrag 

hinau$gehen. Stimmt der Staat$rat nicht zu, so ist der Beschluß de$ 

Landtag$ nur wirksam, soweit er mit dem Vorschlag oder der 

Bewilligung de$ Staat$ministerium$ übereinstimmt. Ein 

Volk$entscheid ist in diesem Falle nicht zulässig. 

A r t i k e l  43. 

Da$ Nähere wird durch Gesetz geregelt. 

Abschnitt V. 

 

Da$ Staat$ministerium. 

A r t i k e l  44. 

Da$ Staat$ministerium besteht au$ dem Ministerpräsidenten und den 

Staat$ministern. 

A r t i k e l  45. 

Der Landtag wählt ohne Au$sprache den Ministerpräsidenten. Der 

Ministerpräsident ernennt die übrigen Staat$minister. 
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A r t i k e l  46. 

Der Ministerpräsident bestimmt die Richtlinien der Regierung$politik 

und ist dafür dem Landtage verantwortlich; innerhalb dieser 

Richtlinien leitet jeder Staat$minister den ihm anvertrauten 

Geschäft$zweig selbständig und unter eigener Verantwortung 

gegenüber dem Landtage. 

 

A r t i k e l  47. 

(1) Der Ministerpräsident führt den Vorsitz im Staat$ministerium und 

leitet dessen Geschäfte. 

(2) Da$ Staat$ministerium beschließt über die Zuständigkeit der 

einzelnen Staat$minister, soweit hierüber nicht gesetzliche 

Bestimmungen getroffen sind. Die Beschlüsse sind unverzüglich dem 

Landtage vorzulegen und auf sein Verlangen zu ändern oder außer 

Kraft zu setzen. 

(3) Meinung$verschiedenheiten über Fragen, die den Geschäft$bereich 

mehrerer Staat$minister berühren, sind dem Staat$ministerium zur 

Beratung und Beschlußfassung zu unterbreiten. 

A r t i k e l  48. 

Die Minister haben Anspruch auf Besoldung. Über Ruhegehalt und 

Hinterbliebenenversorgung bestimmt ein besondere$ Gesetz. 
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A r t i k e l  49. 

Da$ Staat$ministerium vertritt den Staat nach außen. 

A r t i k e l  50. 

Da$ Staat$ministerium beschließt über Gesetze$vorlagen, die an den 

Landtag zu bringen sind. 

A r t i k e l  51. 

Da$ Staat$ministerium erläßt die Verordnungen zur Au$führung der 

Gesetze, soweit da$ Gesetz diese Aufgabe nicht einzelnen 

Staat$ministern zuweist. 

A r t i k e l  52. 

Da$ Staat$ministerium ernennt die unmittelbaren Staat$beamten. 

A r t i k e l  53. 

Da$ Staat$ministerium ernennt die Mitglieder de$ Reich$rat$, soweit 

sie nicht nach Artikel 63 der Reich$verfassung von den 

Provinzialverwaltungen3 bestellt werden. 

A r t i k e l  54. 

(1) Da$ Staat$ministerium übt namen$ de$ Volke$ da$ Recht der 

Begnadigung au$. 

(2) Zugunsten eine$ Minister$, der wegen seiner Amt$handlungen 
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verurteilt worden ist, kann diese$ Recht nur auf Antrag de$ Landtag$ 

au$geübt werden. 

(3) Allgemeine Straferlasse und die Niederschlagung einer bestimmten 

Art gerichtlich anhängiger Strafsachen oder einer einzelnen gerichtlich 

anhängigen Strafsache dürfen nur auf Grund eine$ Gesetze$ 

au$gesprochen werden. 

A r t i k e l  55. 

Wenn die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder die 

Beseitigung eine$ ungewöhnlichen Notstande$ e$ dringend erfordert, 

kann, sofern der Landtag nicht versammelt ist, da$ Staat$ministerium 

in Übereinstimmung mit dem im Artikel 26 vorgesehenen ständigen 

Au$schusse Verordnungen, die der Verfassung nicht zuwiderlaufen, mit 

Gesetze$kraft erlassen.  

 

Diese Verordnungen sind dem Landtage bei seinem nächsten 

Zusammentritte zur Genehmigung vorzulegen. Wird die 

Genehmigung versagt, so ist die Verordnung durch Bekanntmachung 

in der Gesetzsammlung al$bald außer Kraft zu setzen. 

A r t i k e l  56. 

Die Staat$minister leisten beim Amt$antritte den Eid, daß sie ihre 

Geschäfte unparteiisch, zum Wohle de$ Volke$ und getreu der 

Verfassung und den Gesetzen führen wollen. 
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A r t i k e l  57. 

(1) Da$ Staat$ministerium al$ solche$ und jeder einzelne 

Staat$minister bedürfen zu ihrer Amt$führung de$ Vertrauen$ de$ 

Volke$, da$ diese$ durch den Landtag bekundet. Der Landtag kann 

dem Staat$ministerium oder einem einzelnen Staat$minister durch 

au$drücklichen Beschluß sein Vertrauen entziehen. Der Beschluß ist 

nicht zulässig, wenn ein Recht$wirksame$ Volk$begehren vorliegt, den 

Landtag aufzulösen. 

(2) Der Antrag auf Herbeiführung eine$ solchen Beschlusse$ muß von 

mindesten$ dreißig Abgeordneten unterzeichnet sein. 

(3) Über den Antrag darf frühesten$ am zweiten Tage nach seiner 

Besprechung abgestimmt werden. Er muß binnen vierzehn Tagen nach 

seiner Einbringung zur Erledigung kommen. 

(4) Über die Vertrauen$frage muß namentlich abgestimmt werden. 

(5) Der Beschluß auf Entziehung de$ Vertrauen$ ist nur wirksam, 

wenn ihm mindesten$ die Hälfte der Abgeordneten zustimmt, au$ 

denen zur Zeit der Abstimmung der Landtag besteht. 

(6) Wird der Beschluß gefaßt, so müssen die davon betroffenen 

Minister zurücktreten, der Ministerpräsident jedoch nur dann, wenn er 

von seiner Befugni$, die Auflösung de$ Landtag$ zu beantragen, 

keinen Gebrauch macht oder wenn sein Antrag vom Au$schuß 

abgelehnt worden ist. 

(7) Diese Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, daß da$ 

Staat$ministerium in seiner Gesamtheit oder ein Staat$minister die 

Vertrauen$frage stellt. 
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A r t i k e l  58. 

(1) Der Landtag ist berechtigt, jeden Minister vor dem 

Staat$gericht$hof anzuklagen, daß er schuldhaft die Verfassung oder 

die Gesetze verletzt habe. Der Antrag auf Erhebung der Anklage muß 

von mindesten$ hundert3 Mitgliedern de$ Landtag$ unterzeichnet sein 

und bedarf der Zustimmung der für Verfassung$änderungen 

vorgesehenen Mehrheit. 

(2) Die Zusammensetzung de$ Staat$gericht$hof$, da$ Verfahren vor 

ihm und die ihm zustehenden Entscheidungen werden durch Gesetz 

geregelt. 

A r t i k e l  59. 

(1) Jeder Staat$minister kann jederzeit von seinem Amte zurücktreten. 

(2) Tritt da$ Staat$ministerium in seiner Gesamtheit zurück, so führen 

die zurückgetretenen Minister die laufenden Geschäfte bi$ zu deren 

Übernahme durch die neuen Minister weiter. 
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Abschnitt VI. 

 

Die Gesetzgebung. 

A r t i k e l  60. 

Da$ Staat$ministerium verkündet in der badischen Gesetzsammlung 

die verfassung$mäßig zustande gekommenen Gesetze und die vom 

Landtage genehmigten Staat$verträge. 

A r t i k e l  61. 

(1) Ein Gesetz ist verbindlich, wenn e$ verfassung$mäßig zustande 

gekommen und vom Staat$ministerium in der vorgeschriebenen Form 

verkündet worden ist. Bei der Verkündung muß au$gesprochen sein, 

daß da$ Gesetz vom Landtag oder durch Volk$entscheid beschlossen 

worden ist. Artikel 13 der Reich$verfassung wird hierdurch nicht 

berührt. 

(2) Wenn da$ Gesetz nicht$ andere$ bestimmt, tritt e$ mit dem 

vierzehnten Tage nach Au$gabe de$ die Verkündung enthaltenden 

Stücke$ der Gesetzsammlung in Kraft. 

(3) Die Gesetze sind binnen Monat$frist zu verkünden. 

A r t i k e l  62. 

Gesetze$vorlagen, die der Landtag abgelehnt hat, können in demselben 

Sitzung$abschnitt nicht wieder vorgebracht werden, e$ sei denn, daß 

ein Recht$wirksame$ Volk$begehren vorliegt. 
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Abschnitt VII. 

 

Da$ Finanzwesen. 

A r t i k e l  63. 

(1) Der Landtag sorgt durch Bewilligung der erforderlichen laufenden 

Mittel für die Deckung de$ Staat$bedarf$. 

(2) Alle Einnahmen und Au$gaben de$ Staate$ müssen für jede$ 

Rechnung$jahr veranschlagt und auf den Hau$halt$plan gebracht 

werden. Dieser wird vor Beginn de$ Rechnung$jahr$ durch ein 

Gesetz festgestellt. 

(3) Die Au$gaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt; sie 

können in besonderen Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt 

werden. Im übrigen sind im Hau$halt$gesetze Vorschriften unzulässig, 

die über da$ Rechnung$jahr hinau$reichen oder sich nicht auf die 

Einnahmen und Au$gaben de$ Staate$ oder ihre Verwaltung 

beziehen. 

A r t i k e l  64. 

Ist bi$ zum Schlusse eine$ Rechnung$jahr$ der Hau$halt$plan für 

da$ folgende Jahr nicht durch Gesetz festgestellt, so ist bi$ zu seinem 

Inkrafttreten da$ Staat$ministerium ermächtigt: 

1. alle Au$gaben zu leisten, die nötig sind, 

 
a) um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und 

gesetzlich beschlossene Maßnahmen durchzuführen, 
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b) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen de$ Staate$ 

zu erfüllen, 

c) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen 

fortzusetzen, für die durch den Hau$halt$plan eine$ Vorjahr$ 

bereit$ Beträge bewilligt worden sind, sowie um unter der 

gleichen Vorau$setzung Beihilfen zu Bauten und 

Beschaffungen oder sonstigen Leistungen weiterzugewähren; 

2. Schatzanweisungen bi$ zur Höhe eine$ Viertel$ der 

Endsumme de$ abgelaufenen Hau$halt$plan$ für je drei 

Monate au$zugeben, soweit nicht auf besonderem Gesetze 

beruhende Einnahmen au$ Steuern, Abgaben und sonstigen 

Quellen die Au$gaben unter 1 decken. 

A r t i k e l  65. 

Im Wege de$ Kredit$ dürfen Geldmittel nur bei außerordentlichem 

Bedarf und in der Regel nur für Au$gaben zu werbenden Zwecken 

beschafft werden. Eine solche Beschaffung sowie die Übernahme einer 

Sicherheit$leistung zu Lasten de$ Staate$ dürfen nur durch Gesetz 

erfolgen. 

A r t i k e l  66. 

Beschlüsse de$ Landtag$, welche Mehrau$gaben außerhalb de$ 

Hau$halt$plan$ in sich schließen oder für die Zukunft mit sich bringen, 

müssen zugleich bestimmen, wie diese Mehrau$gaben gedeckt werden. 
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A r t i k e l  67. 

(1) Zu Hau$halt$überschreitungen und außerplanmäßigen Au$gaben 

ist die nachträgliche Genehmigung de$ Landtag$ erforderlich, die im 

Laufe de$ nächsten Rechnung$jahr$ eingeholt werden muß. 

(2) Hau$halt$überschreitungen und außerplanmäßige Au$gaben 

bedürfen der Zustimmung de$ Finanzminister$. Sie darf nur im Falle 

eine$ unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnisse$ erteilt 

werden. 

A r t i k e l  68. 

Die Rechnungen über den Hau$halt$plan werden von der 

Oberrechnung$kammer3 geprüft und festgestellt. Die allgemeine 

Rechnung über den Hau$halt jede$ Jahre$ und eine Übersicht der 

Staat$schulden werden mit den Bemerkungen der 

Oberrechnung$kammer3 zur Entlastung de$ Finanzminister$ dem 

Landtage vorgelegt. 

A r t i k e l  69. 

Da$ Finanzwesen der ertrag$wirtschaftlichen Unternehmungen de$ 

Staate$ kann durch Gesetz abweichend von den Vorschriften der 

Artikel 63 bi$ 68 geregelt werden. 
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Abschnitt VIII. 

 

Die Selbstverwaltung. 

A r t i k e l  70. 

Den politischen Gemeinden und Gemeindeverbänden wird da$ Recht 

der Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten unter der gesetzlich 

geregelten Aufsicht de$ Staate$ gewährleistet. 

 

A r t i k e l  71. 

(1) Der Staat gliedert sich in Provinzen2. 

(2) Die Gliederung der Provinzen2 in Kreise3, Städte3, 

Landgemeinden3 und andere Gemeindeverbände sowie die Verfassung, 

die Rechte und Pflichten der Gemeindeverbände werden durch Gesetz 

geregelt. 

A r t i k e l  72. 

(1) Die Provinzen2 verwalten nach Maßgabe de$ Gesetze$ durch ihre 

eigenen Organe: 

 

a) selbständig die ihnen gesetzlich obliegenden oder freiwillig von 

ihnen übernommenen eigenen Angelegenheiten 

(Selbstverwaltung$angelegenheiten); 

b) al$ au$führende Organe de$ Staate$ die ihnen übertragenen 

staatlichen Angelegenheiten (Auftrag$angelegenheiten). 
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(2) Da$ Gesetz wird den Krei$ der den Provinzen2 überwiesenen 

Selbstverwaltung$angelegenheiten erweitern und ihnen 

Auftrag$angelegenheiten übertragen. 

A r t i k e l  73. 

Die Provinziallandtage3 können durch Provinzialgesetz3 neben der 

deutschen Sprache zulassen: 

 

a) eine andere Unterricht$sprache für fremdsprachige Volk$teile, 

wobei für den Schutz deutscher Minderheiten zu sorgen ist; 

b) eine andere Amt$sprache in gemischtsprachigen Lande$teilen. 

A r t i k e l  74. 

Die Grundsätze für die Wahlen zur Volk$vertretung gelten auch für 

die Wahlen zu den Provinzial-2, Krei$- und Gemeindevertretungen. 

Bei den Wahlen zu den Gemeindevertretungen kann jedoch durch 

Gesetz die Wahlberechtigung von einer bestimmten Dauer de$ 

Aufenthalt$ in der Gemeinde abhängig gemacht werden. 

A r t i k e l  75. 

(1) Beamte, Angestellte und Arbeiter de$ Staate$ und der 

Körperschaften de$ öffentlichen Recht$ bedürfen zur Au$übung der 

Tätigkeit al$ Mitglieder einer Provinzial-, Krei$- und 

Gemeindevertretung keine$ Urlaub$. 

(2) Gehalt und Lohn sind weiterzuzahlen. 
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Abschnitt IX. 

 

Die Religion$gesellschaften. 

A r t i k e l  76. 

(1) Wer au$ einer Religion$gemeinschaft öffentlichen Rechte$ mit 

bürgerlicher Wirkung au$treten will, hat den Au$tritt bei Gericht zu 

erklären oder al$ Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter Form 

einzureichen. Die Steuerpflicht de$ Au$getretenen erlischt frühesten$ 

mit Ende de$ Steuerjahr$, in dem die Au$tritt$erklärung abgegeben 

worden ist. 

(2) Da$ Nähere wird durch Gesetz bestimmt. 

Abschnitt X. 

 

Die Staat$beamten. 

A r t i k e l  77. 

(1) Zu Staat$beamten können alle Reich$angehörigen ohne Rücksicht 

auf Geschlecht und bi$herigen Beruf bestellt werden, wenn sie die 

Befähigung für da$ Amt besitzen. 

(2) Die für die einzelnen Ämter erforderliche Befähigung schreibt da$ 

Gesetz vor. 
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A r t i k e l  78. 

Jeder Staat$beamte hat einen Eid dahin zu leisten, daß er da$ ihm 

übertragene Amt unparteiisch nach bestem Wissen und Können 

verwalten und die Verfassung gewissenhaft beobachten wolle. 

A r t i k e l  79. 

(1) Die Staat$beamten können wider ihren Willen nur unter den 

gesetzlich vorgeschriebenen Vorau$setzungen und Formen entlassen, 

einstweilig oder endgültig in den Ruhestand oder in ein andere$ Amt 

mit geringerem Gehalte versetzt werden. 

(2) Für ihre vermögen$rechtlichen Ansprüche und für die ihrer 

Hinterbliebenen steht der Recht$weg offen. 

A r t i k e l  80. 

Im übrigen wird da$ Beamtenrecht im Rahmen de$ Reich$Recht$ 

durch Gesetz geregelt. 

Abschnitt XI. 

 

Übergang$- und Schlußbestimmungen. 

A r t i k e l  81. 

(1) Die Verfassung de$ Großherzogtum$ Baden vom 22. August 

1818  ist aufgehoben. 
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(2) Im übrigen bleiben die bestehenden Gesetze und Verordnungen in 

Kraft, soweit ihnen diese Verfassung nicht entgegensteht. 

A r t i k e l  82. 

(1) Die Befugnisse, die nach den früheren Gesetzen, Verordnungen 

und Verträgen dem Großherzog zustanden, gehen auf da$ 

Staat$ministerium1 über. 

(2) Die Rechte, die dem Großherzog al$ Träger de$ lande$herrlichen 

Kirchenregiment$3 zustanden, werden von drei durch da$ 

Staat$ministerium zu bestimmenden Ministern evangelischen3 

Glauben$ au$geübt, solange nicht die evangelischen3 Kirchen diese 

Rechte durch staat$gesetzlich bestätigte Kirchengesetze auf kirchliche 

Organe übertragen haben. 

 

(3) Die sonstigen bi$her vom Großherzog gegenüber den 

Religion$gesellschaften au$geübten Rechte werden im Sinne de$ 

Artikel 137 der Reich$verfassung neu geregelt. 

 

A r t i k e l  83. 

Auf Antrag eine$ Beteiligten ist ein bestehende$ Patronat 

aufzuheben3, sobald die vermögen$rechtlichen Verpflichtungen abgelöst 

sind. Da$ Gesetz regelt da$ Verfahren und stellt die Grundsätze für 

die Ablösung auf. 
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A r t i k e l  84. 

Die bestehenden Steuern und Abgaben werden bi$ zu ihrer Änderung 

oder Aufhebung forterhoben. 

A r t i k e l  85. 

Bi$ zum Zusammentritte de$ ersten Landtag$ gilt die 

Lande$versammlung al$ Landtag. 

A r t i k e l  86. 

Bi$ nach Durchführung der im Artikel 72 vorgesehenen 

Gesetzgebung sind die Oberpräsidenten, die Regierung$präsidenten und 

die Vorsitzenden de$ Provinzial-Schulkollegium$ und de$ 

Lande$kulturAmt$ im Einvernehmen mit dem Provinzialau$schusse zu 

ernennen3. 

A r t i k e l  87. 

Verfassung$streitigkeiten werden vom Staat$gericht$hof entschieden. 

A r t i k e l  88.  (entfällt)
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Die Verfassung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft, mit 

Au$nahme der Artikel 31 bi$ 43, 72 und 86. Diese Bestimmungen 

treten erst in Kraft, wenn die Provinziallandtage gemäß Artikel 74 

neu gewählt sind. 

[Durch preußische$ Staat$gesetz vom 7. April 1921 wurde Artikel 

88 gestrichen.] 

 

 

Uhldingen-Mühlhofen, den 28. Februar 2016. 

 

Die administrative Regierung de$ Bunde$staat$ Baden. 

Wilhelm. Roser.

 

Heiß. Rädle.
 

   

 

Anmerkung: 

Die preußische Verfassung wurde am 30. Dezember 1920 verkündet. 

Quelle: Preußische Gesetzsammlung 1920, S. 543-558. 

 

Zu 1: Während der Reorganisation hält die administrative Regierung 

de$ Bunde$staat$ Baden die Rechte de$ Staat$ministerium$. 

 

Zu 2: Der Begriff Provinzen steht im Bunde$staat Baden für die 

Lande$kommissariate. 

 

Zu 3: Siehe Artikel 81 Absatz 2. 


